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mold), Frau Brauksiepe, Frau Griesinger, Frau Stommel, 
Frau Jacobi (Marl), Frau Pieser und Genossen 
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Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung bereit ist, im Rahmen 
der Modellmaßnahmen für ihr familienpolitisdies Programm 
auch sogenannte antiautoritäre Kinderläden bzw. Kindergärten 
finanziell zu fördern? Wenn ja, in welchem Umfang? 

2. Welche Bedingungen knüpft die Bundesregierung an die Förde- 
rung solcher Modellmaßnahmen? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der Erfahrungen in 
Berlin und anderen Städten 

a) familienfeindlichen Tendenzen und 

b) einer einseitigen extremen Politisierung der Kinder in 
solchen Einrichtungen 

entgegenzuwirken? 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß zur Stärkung 
und Ergänzung der Erziehungskraft der Familie auch die Ent- 
wicklung und Erprobung neuer Erziehungsformen gehört. Sie 
befindet sich hierbei in grundsätzlicher Übereinstimmung mit 
den Trägern der Familienbildung und Familienberatung, die 
hierüber mit dem Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit in einer besonderen Arbeitsgruppe in ständigem 
Gedankenaustausch stehen. 

Der Bundeshaushalt enthält derzeit keinen Haushaltstitel, aus 
dem eine finanzielle Förderung von Modellen im Bereiche der 
vorschulischen Erziehung oder der Familienerziehung möglich 
wäre. Die Frage, ob und in welchem Umfange sogenannte anti- 
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autoritäre Kinderläden und Kindergärten gefördert werden 
können und sollten und welche Bedingungen an eine Förderung 
zu knüpfen wären, stellt sich deshalb schon aus diesem Grunde 
nicht. Die Bundesregierung beschränkt sich vielmehr darauf, die 
Entwicklung aufmerksam zu beobachten und die ihr bekannt- 
gewordenen Erfahrungen bei der Entwicklung neuer Erzie- 
hungsformen allen Trägern der Familienbildung zugänglich und 
nutzbar zu machen. 

Die Bundesregierung wird sich bei ihren zukünftigen familien- 
und jugendpolitischen Maßnahmen im Rahmen ihrer verfas- 
sungsmäßigen Pflicht halten. Ehe und Familie zu schützen und 
zu fördern. Sie wird deshalb familienfeindlichen Tendenzen, 
gleich wo sie sich zeigen, im Rahmen der ihr von Verfassung 
und Gesetz gegebenen Möglichkeiten entgegentreten. Eine ein- 
seitige extreme Politisierung der Kinder in Kindergärten und 
ähnlichen außerfamilialen Einrichtungen lehnt sie als erzie- 
hungsschädlich ab. 


Käte Strobel 
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